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Neutralit�t von Intermedi�ren –
zwischen Wettbewerb und Regulierung

Das Internet hat sich zur wichtigsten Informati-
onsquelle entwickelt. Nutzer vergleichen Produk-
te, diskutieren Nachrichten und bewerten die neu-
esten Videos. Damit kommt dem Internet nicht nur
f�r den Wettbewerb, sondern auch f�r die Mei-
nungsbildung eine zentrale Bedeutung zu.

Gesteuert wird der Wettbewerb der Inhalte durch
Intermedi�re: Plattformen, die wie Suchmaschi-
nen, Aggregatoren oder soziale Netzwerke zwi-
schen Inhalte-Anbietern und Verbrauchern ver-
mitteln. Wegen der un�berschaubaren F�lle der
im Internet verf�gbaren Informationen, �berneh-
men Intermedi�re h�ufig nicht nur das Auffinden
relevanter Inhalte, sondern auch deren inhaltliche
Bewertung. Aus ihrer Sicht bedeutsame Inhalte

werden als Erste eingeblendet, weniger
relevante verdr�ngt. Verbraucher ver-
trauen oft auf diese Wertung. Das erste
Ergebnis auf eine Suchanfrage wird
z. B. doppelt so h�ufig angeklickt wie
das zweite. Weiter hinten oder gar nicht
gelistete Inhalte sind f�r Verbraucher
im Netz faktisch nicht existent.

Eine besondere Gef�hrdungslage f�r den Wettbe-
werb und die Meinungsvielfalt entsteht, wenn ein
Intermedi�r nicht lediglich zwischen Informati-
onssuchenden und Inhalte-Anbietern vermittelt,
sondern selbst Dienste mit eigenen Inhalten be-
treibt. Dann besteht ein çkonomischer Anreiz,
Nutzer zu den eigenen Angeboten zu leiten und
Konkurrenz auszublenden. Dieser Eingriff ist hin-
nehmbar, solange der Intermedi�r wirksamem
Wettbewerb ausgesetzt und seine fehlende Neu-
tralit�t erkennbar ist. Dann kçnnen Nutzer durch
einen Wechsel des Intermedi�rs reagieren. Anders
verh�lt es sich aber, wenn der Intermedi�r mangels
Wettbewerbs faktisch den Zugang zu einer be-
stimmten Gruppe von Verbrauchern kontrolliert
und nicht bef�rchten muss, dass die Beg�nstigung
eigener Dienste durch einen Anbieterwechsel ab-
gestraft wird.

So liegt der Fall etwa bei Google. In ihrer „Mittei-
lung der Beschwerdepunkte‘‘ vom April 2015
wirft die Europ�ische Kommission dem Unter-
nehmen vor, seine Marktmacht im Bereich der Su-
che zu missbrauchen, indem es seinen eigenen
Preisvergleichsdienst, Google Shopping, in den
Suchergebnissen systematisch bevorzugt. Da-
durch w�rden Nutzer k�nstlich diesem Dienst zu-
gef�hrt. Relevantere Angebote w�rden nicht mehr
gefunden und der Wettbewerb verzerrt. Als Abhil-
fe soll Google konkurrierende Dienste genauso
behandeln wie seine eigenen.

Dieser Ansatz ist zu begr�ßen, da nur so den Her-
ausforderungen der �konomie marktbeherrschen-
der digitaler Plattformen begegnet werden kann.
Eine Pflicht zur Gleichbehandlung „intern gleich
extern‘‘ war bislang im Kartellrecht nur f�r den
Zugang zu „wesentlichen Einrichtungen‘‘ wie H�-
fen oder Energienetzen anerkannt (vgl. § 19 Abs. 4

Nr. 4 GWB). Die Kommission stellt nun klar, dass
auch Intermedi�re, die wie Google den Zugang zu
bestimmten Nutzergruppen kontrollieren, einer
solchen Gleichbehandlungspflicht unterliegen
kçnnen. Ein Grund liegt in der mit wesentlichen
Einrichtungen vergleichbaren Verfestigung der
Marktmacht einiger Plattformen. Ein weiterer
Grund liegt in der Preisstruktur: In der Digitalwirt-
schaft werden viele Dienste Verbrauchern kosten-
los angeboten, weil sie �ber Werbung oder Ver-
mittlungsgeb�hren finanziert werden. Spielt der
Preis keine Rolle, ist f�r Verbraucher die Qualit�t
eines Dienstes das zentrale Auswahlkriterium.
�bernimmt nun aber faktisch ein Intermedi�r die
Bewertung der Qualit�t, so wird der Wettbewerb

der Dienste maßgebend durch die Intermedi�re
entschieden. Anders gewendet: die Gefahr, dass
marktstarke Intermedi�re Verbraucher k�nstlich
zur Nutzung eigener Angebote auf benachbarten
M�rkten verleiten, indem sie diese als die relevan-
testen darstellen, ist besonders groß, wenn f�r Ver-
braucher nicht der Preis, sondern nur die Relevanz
eines Angebots maßgebend ist. Chancengleichheit
ist dann nur gewahrt, wenn die Intermedi�re ihrer-
seits „neutral‘‘ in dem Sinne sind, dass sie bei der
Vermittlung dieselben Kriterien auf alle Anbieter
anwenden.
Der Kommission gelingt insoweit ein wichtiger
Spagat. Sie schreibt nicht vor, nach welchen Krite-
rien Google Inhalte in den Suchergebnissen ranken
und darstellen soll. Google bleibt Herr seiner Al-
gorithmen. Die Kommission will Google aber ver-
pflichten, die selbst entwickelten Kriterien auch
auf seine eigenen Diensteanzuwenden. So erhalten
alle digitalen Inhalte die gleiche Chance, ihr Publi-
kum zu erreichen. Umgekehrt ist auch der freie und
offene Zugang der Verbraucher zu den f�r sie rele-
vantesten Inhalten gesch�tzt.
Die Entscheidung der Kommission kann einen
Pr�zedenzfall auch f�r andere F�lle der Beg�nsti-
gung eigener und Diskriminierung konkurrieren-
der Inhalte schaffen. Darauf scheint auch die Mo-
nopolkommission in ihrem j�ngsten Sondergut-
achten „Wettbewerbspolitik: Herausforderung di-
gitaler M�rkte‘‘ zu vertrauen. Das Gremium sieht
ebenso einen Anreiz von Internetplattformen zur
missbr�uchlichen Bevorzugung eigener Dienste.
Es empfiehlt, dieser Gefahr durch eine Weiterent-
wicklung der Grunds�tze zum Missbrauch von
Marktmacht durch die Gerichte und Behçrden zu
begegnen. Sollte dies allerdings nicht oder nicht
rechtzeitig gelingen, wird der Gesetzgeber ein-
greifen m�ssen. Den Staat trifft insoweit die Auf-
gabe, die Entscheidungsbildung von Verbrau-
chern vor sachwidrigen Beeinflussungen zu be-
wahren. Als Grundpfeiler eines offenen Internets
kçnnte am Ende ein �bergreifendes Konzept der
Neutralit�t von Intermedi�ren stehen, die den Zu-
gang zu bestimmten Nutzergruppen kontrollieren.
Netzneutralit�t und Suchneutralit�t sind zwei ers-
te, wichtige Komponenten dieses Konzepts.
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